
FAHRTKOSTENZUSCHUSS - MERKBLATT

Gesetzliche Grundlage für den Bezug des Fahrtkostenzuschusses
§ 20b Gehaltsgesetz 1956

(1) Dem Beamten (Lehrer) gebührt1) ein Fahrtkostenzuschuss, wenn

1. die Wegstrecke zwischen der Dienststelle2) und der nächstgelegenen Wohnung mehr als zwei Kilometer beträgt, 

2. er diese Wegstrecke an den Arbeitstagen regelmäßig3) zurücklegt und

3. die notwendigen monatlichen Fahrtauslagen4) für das billigste öffentliche Beförderungsmittel, das für den Beamten zweckmäßigerweise in Betracht kommt5), den Fahrtkostenanteil übersteigen, den der Beamte nach Abs. 3 selbst zu tragen hat.

(2) Soweit für Wegstrecken zwischen der nächstgelegenen Wohnung und der Dienststelle ein öffentliches Beförderungsmittel6) nicht in Betracht kommt7) und diese Wegstrecken in einer Richtung mehr als zwei Kilometer betragen, sind die monatlichen Fahrtauslagen hiefür nach den billigsten für Personenzüge zweiter Klasse in Betracht kommenden Fahrtkosten - gemessen an der kürzesten Wegstrecke - zu ermitteln.

(3) Der Fahrtkostenanteil, den der Beamte selbst zu tragen hat (Eigenanteil), beträgt EUR 45,00 monatlich, jedenfalls aber die Kosten eines vom Beamten zu benützenden innerstädtischen Massenbeförderungsmittels im Dienstort.

(3a) Müssen vom Beamten im Dienstort mehrere innerstädtische Massenbeförderungsmittel benützt werden, die nicht miteinander in Tarifgemeinschaft stehen, so ist für die Berechnung der Kosten des innerstädtischen Massenbeförderungsmittels jenes Massenbeförderungsmittel heranzuziehen, dessen monatliche Kosten den im Abs. 3 angeführten Betrag am weitesten übersteigen.

(4) Der Fahrtkostenzuschuss gebührt im Ausmaß von elf Zwölfteln des Betrages, um den die notwendigen monatlichen Fahrtauslagen (Abs. 1 Z. 3) den Eigenanteil übersteigen.

(5) Kein Bestandteil der monatlichen Fahrtauslagen sind die Kosten für einen Ermäßigungsausweis eines öffentlichen Beförderungsmittels. Diese Kosten sind, sofern der Beamte Anspruch auf Auszahlung eines Fahrtkostenzuschusses hat, gemeinsam mit dem Betrag zu ersetzen, der für den auf die Geltendmachung dieser Kosten folgenden übernächsten Monat gebührt.

(6) Der Beamte ist vom Anspruch auf Fahrtkostenzuschuss ausgeschlossen, solange er

1. Anspruch auf Leistungen nach den §§ 22 und 34 der Reisegebührenvorschrift 19558) hat oder

2. aus Gründen, die er selbst zu vertreten hat, mehr als 20 km9) außerhalb seines Dienstortes wohnt.

(7) Auf den Anspruch und das Ruhen des Fahrtkostenzuschusses ist § 15 Abs. 5 sinngemäß anzuwenden.

(8) Der Beamte hat alle Tatsachen, die für das Entstehen oder den Wegfall des Anspruches auf Fahrtkostenzuschuss oder für die Änderung seiner Höhe von Bedeutung sind, binnen einer Woche schriftlich zu melden. Wird die Meldung später erstattet, so gebührt der Fahrtkostenzuschuss oder seine Erhöhung von dem der Meldung folgenden Monatsersten oder, wenn die Meldung an einem Monatsersten erstattet wurde, von diesem Tage an. In den übrigen Fällen wird die Neubemessung des Fahrtkostenzuschusses mit dem auf die nderung folgenden Monatsersten oder, wenn die Änderung an einem Monatsersten erfolgt, mit diesem Tage wirksam.

(9) Der Fahrtkostenzuschuss gilt als Aufwandsentschädigung.

1) Der Anspruch auf Fahrtkostenzuschuss ist mit dem dafür vorgesehenen blauen Formblatt "Fahrtkostenzuschuss" geltend zu machen.

2) = Stammschule

3) Entscheidend ist, dass die Wegstrecke an Arbeitstagen regelmäßig zurückgelegt wird.

4) Das sind die Auslagen für eine Monatskarte.

5) Stehen wahlweise mehrere öffentliche Beförderungsmittel zur Verfügung, so ist das billigste zu benützen; Ausnahmen sind nur dann zulässig,

- wenn durch die Benützung des billigsten Beförderungsmittels die Einhaltung der vorgeschriebenen Dienstzeit (Unterrichtsbeginn bzw. Beginn der Aufsichtspflicht) nicht möglich ist 

- wenn mit der Benützung des billigsten Verkehrsmittels eine unverhältnismäßig längere Reisezeit, eine Ankunft an der Dienststelle erheblich vor Dienstbeginn, oder eine Rückreise von der Dienststelle erst erheblich nach Dienstschluss verbunden sein würde (dies wird bei einer täglichen Zeiteinbuße im Verhältnis zur billigsten Verbindung von rund einer Stunde der Fall sein).

6) Ein Beförderungsmittel gilt als öffentlich, wenn es allgemein zugänglich ist und wenn Beförderungspflicht besteht.

7) Dies wird der Fall sein, wenn das Verkehrsmittel nicht oder nicht an allen Tagen oder zu für den Lehrer nicht in Betracht kommenden Verkehrszeiten verkehrt.

8) Es sind dies Zuteilungsgebühr, "Zuteilungszuschuss", Trennungsgebühr und Trennungszuschuss.

9) Es ist die Entfernung von der Wohnung in Luftlinie bis zur Gemeindegrenze des Dienstortes gemeint.

Bitte beachten Sie, wenn Sie bereits einen Fahrtkostenzuschuss beziehen:

Sollte die Auszahlung Ihres Fahrtkostenzuschusses auf einen bereits länger zurückliegenden Antrag zurückgehen, sollten Sie unbedingt überprüfen, ob sich nicht jene Tatsachen, die für die Bemessung der Höhe des Fahrtkostenzuschusses maßgeblich sind, geändert haben (Meldepflicht!).

Sollten Sie Tariferhöhungen nicht mit dem blauen Formular geltend gemacht haben, berücksichtigt der Auszahlungsbetrag diese Erhöhung nicht.

Sollten Sie Tarifverbilligungen nicht gemeldet haben, besteht die Möglichkeit, dass der Auszahlungsbetrag zu hoch ist. Sie müssen in diesem Fall mit dem Einbehalt von Übergenüssen rechnen.

In diesem Zusammenhang muss darauf hingewiesen werden, dass auch jede Stundenplanänderung Erhöhungen oder Verminderungen des Fahrtkostenzuschusses zur Folge haben kann. Es besteht demnach Meldepflicht.

Haben Sie Zweifel, ob die Höhe des ausgezahlten Betrages (noch) den Gegebenheiten entspricht, bringen Sie bitte ein neues Formblatt ein (Grund: "Überprüfung des Anspruches").

Neulehrer mögen beachten, dass Anträge auf Gewährung eines Fahrtkostenzuschusses binnen einer Woche nach Dienstantritt zu stellen sind.

Anspruch auf Fahrtkostenzuschuss, wenn die Wohnung mehr als 20 km außerhalb des Dienstortes liegt:

Eine Gleichbehandlung von pragmatisierten Lehrern und Vertragslehrern ist in diesem Bereich leider nicht möglich.

Der Verwaltungsgerichtshof, dessen Rechtsprechung bei pragmatisierten Lehrern beachtet werden muss, verlangt, dass für die Wahl des Wohnortes mehr als 20 km vom Dienstort unabweislich notwendige (und nicht nahe liegende/zweckmäßige/vorteilhafte) Gründe vorliegen müssen, um den Anspruchsausschluss nach § 20b Abs. 6 Z. 2 des Gehaltsgesetzes 1956 nicht eintreten zu lassen. In der Beschäftigung des Ehepartners gelegene Gründe, Sorgepflichten, die kraft Gesetzes nicht persönlich erbracht werden müssen, und dergleichen, sind in diesem Sinn keine unabweislich notwendigen Gründe.

Der Oberste Gerichtshof, dessen Rechtsprechung bei Vertragslehrern beachtet werden muss, verlangt anders als der Verwaltungsgerichtshof eine Rücksichtnahme auf wirtschaftliche, familiäre und soziale Gründe. Eine Interessenabwägung zwischen den Vorteilen des Dienstnehmers, den dieser durch die Wohnsitzwahl mehr als 20 km außerhalb seines Dienstortes erlangt, und den Nachteilen des Dienstgebers, der im Anfall erhöhter Fahrtkosten besteht, ist vorzunehmen.
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